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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Frau Dr. h.c. Weber (Essen), 
Frau Dr. Hubert, Schütz (München) und Genossen 

— Drucksache 1352 — 

betr. Reiseerleichterungen für Kriegsversehrte 


A. Bericht des Abgeordneten Haage 


Im Jahre 1955 hatte die Beratende Versammlung ' 
des Europarates den Miniisterausschuß gebeten, den ' 
Mitgliedsregierungen ein Abkommen vorzuschla- i 
gen, nach dem die in den einzelnen MitgLiedstaaten ^ 
jeweils den eigenen StaatsangehÖriigen gewährten 
Eisenbahn-Fahrpreisermäßigungen auch den Ange- 
hörigen der anderen Mitgliedstaaten eingeräumt 
werden sollten. Unter Bezugnahme auf diese Emp- 
fehlung leitete der Weltverband ehemaliger Front- | 
kämpfer dem Europarat im Jahre 1956 einen Ab- : 
kommensentwurf zu, nach dem die in jedem betei- ' 
ligten Staat für die kriegsversehrten Angehörigen ■ 
des eigenen Landes geltenden Ermäßigungen auch 
den Kriegsversehrten aus den anderen am Europa- 
rat beteiligten Ländern eingeräumt werden sollten. 
Dre Begleiter der in ihrer Bewegung behinderten 
Kriegsversehrten sollten ggf. kostenfrei oder zu 
einem ermäßigten Preis befördert werden. Auf 
Grund dieser Eingabe beschloß die Beratende Ver- 
sammlung des Europarates in ihrer 32. Sitzung am 
9. Januar 1957, dem Ministerrat die Annahme eines 
Übereinkommens zu empfehlen, in dem eine ent- ; 
sprechende Regelung vorgesehen war (Empfeh- ' 
lung 118 betr. gegenseitige Reiseerleichterungen für 
Kriegsversehrte und Invaliden bei ihren Eisenbahn- 
reisen im Ausland). i 

In dieser Angelegenheit hatte der Weltverband 
ehemaliger Frontkämpfer auch mit dem Internatio- 
nalen Eisenbahnverband in Paris (UIC) Fühlung ge- 
nommen. Die UIC wies ihrerseits auf die erheb- . 
liehen praktischen Schwierigkeiten der Diirchfüh- ; 
rung des Projektes hin, erklärte auch, daß es not- | 
wendig sei, auf die finanzielle Lage der Eisenbahn- ' 


Verwaltungen Europas Rücksicht zu nehmen. Diese 
Äußerung veranlaßte den Ministerausschuß, im Zu- 
satzbericht zu seinem 9. Bericht der Versammlung 
mitzuteilen, daß es ihm nicht möglich sei, die Emp- 
fehlung 118 anzunehmen. 

Der Weltverband iehemaliger Frontkämpfer trat 
darauf in neue Untersuchungen dieses Problems ein. 
Er unterbreitete dem Europarat im Anschluß an 
eine Konferenz, die im November 1958 im Haag 
veranstaltet wurde, neue Vorschläge. Daraufhin be- 
schäftigte sich die Beratende Versammlung des 
Europarates nochmals mit diesem Problem. In ihrer 
Sitzung vom 15. September 1959 beschloß siie (Emp- 
fehlung 209), 

1. die Empfehlung 118 vom Jahre 1957 erneut zu 
erörtern, 

2. ein Abkommen im Sinne des der Empfehlung 
beigefügten Entwurfs anzunehmen und 

3. diesem Entwurf eine Verfügung beizugeben, nach 
welcher die Vertragspartner sich verpflichten, 
das Abkommen für ihre eigenen Staatsangehöri- 
gen durchzuführen. 

Von dem alten Abkommensentwurf unterscheidet 
sich der neue vor allem dadurch, daß nach einem 
inzwischen eingefügten Artikel 4 die Kriegsver- 
sehrten, die im Heimatland keine Vergünstigung er- 
halten, auch in anderen Ländern nicht begünstigt 
sein sollen. Außerdem ist in einem neuen Artikel 5 
vorgesehen, daß die Differenz zwischen dem narma- 
len Fahrpreis und den gezahlten ermäßigten Fahr- 
preisen den Eisenbahnen von der Regierung des 
Heimatstaates der Kriegsversehrten zu erstatten ist. 
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Der Beschluß zur Empfehlung 209 war Gegenstand 
der Beratungen in der 82. Sitzung der Minister- 
beauftragten am 26. Februar 1960. Hier sprachen 
sich die Ständigen Vertreter von acht Mitgliedstaa- 
ten gegen die Empfehlung aus, während dafür nur 
ein Delegierter eintrat. Gleichwohl wurde beschlos- 
sen, die Frage nochmals zu prüfen, nachdem der 
Generalsekretär des Europarates auf die Bedeutung 
dieser Empfehlung nachdrücklich hinge wiesen hatte. 
Der Weltverband ehemaliger Frontkämpfer wurde 
aufgefordert, sich nochmals zu äußern. Seine Erklä- 
rung steht noch aus. 

Schon /in der 2. Wahlperiode — Drucksache 3252 
— hatten die Abgeordneten Frau Dr. Weber, Birkel- 
bach, Dr. Pünder, Dr. Mommer, Dr. Leverkuehn und 
Genossen den Antrag gestellt, durch einen Beschluß 
des Bundestages die Bundesregierung um eine posii- 
tive Haltung gegenüber der Empfehlung 118 zu er- 
suchen. Dieser Antrag war in der 199. Plenarsitzung 
des Deutschen Bundestages am 20. März 1957 an die 
Ausschüsse für Verkehrswesen (federführend) und 
für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen (mitbera- 
tend) überwiesen worden. Er ist mit dem Scheitern 
der Empfehlung 118 gegenstandslos geworden. Der 
Antrag in Drucksache 3252 wurde später durch den 
nunmehr zur Beratung anstehenden Antrag vom 
5. November 1959 — Drucksache 1352 — ersetzt. 

Der Antrag wurde in der 89. Plenarsitzung am 
11. November 1959 dem Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen (federführend) und dem 
Ausschuß für Krdiegsopfer- und Heimkehrerfragen 
(mitberatend) überwiesen. Der mitberatende Aus- 


schuß hat dem Antrag in seiner Sitzung vom 9. De- 
zember 1959 ohne Diskussion und einstimmig zu- 
gestimmt. Im Ausschuß für Verkehr, Post- und Fern- 
meldewesen (Sitzung vom 8. Juni 1961) wurde 
beschlossen, zunächst die Antragstellerin Frau Dr. 
Weber und Herrn Präsidenten Schelp, Mitglied des 
Vorstandes der Deutschen Bundesbahn, zu hören. 
Im Verlauf der weiteren Beratung, die am 15. Juni 
1961 stattfand, erklärte Präsident Schelp, daß die 
Deutsche Bundesbahn dem Antrag nicht grundsätz- 
lich ablehnend gegenüberstehe. Er wies aber gleich- 
zeitig auf die mit der Durchführung verbundenen 
Schwierigkeiten hin. Nach seiner Darstellung be- 
schäftigt sich z. Z. der Ausschuß I des Internatio- 
nalen Eisenbahnverbandes mit dieser Angelegen- 
heit. 

Der Ausschuß erkannte an, daß die praktische 
Durchführung des vom Europarat empfohlenen Ab- 
kommens nicht leicht sein würde, weil zunächst der 
zu begünstigende Personenkreis einheitlich zu be- 
stimmen wäre, ein auf allen Bahnen der Mitglied- 
staaten geltender einheitlicher Ausweis geschaffen 
werden müßte und weil vor allem die zu gewäh- 
renden Vergünstigungen aneinander angegldchen 
werden müßten, wenn Bevorzugungen und Benach- 
teiligungen der Kriegsversehrten aus den beteilig- 
ten Ländern vermieden werden sollen. Ebenso ist es 
erforderlich, wegen der Entschädigung der beteilig- 
ten Bahnen eine Regelung zu finden. Nach ein- 
gehender Aussprache bat der Ausschuß Frau Abge- 
ordnete Dr. Weber, Mitglied der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates, andere Mitgliiiedstaaten 
des Europarates zur Unterzeichnung der Empfeh- 
lung 209 zu bewegen. 


Bonn, den 21. Juni 1961 


Haage 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Antrag — Drucksache 1352 — der Bundes- 
regierung als Material zu überweisen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

a) dahin zu wirken, daß die Prüfung der An- 
gelegenheit im Internationalen Eisenbahn- 
verband (UIC) fortgeführt wird, und zu ge- 


gebener Zeit dem Ausschuß zu berichten, 
damit in der Sache entschieden werden kann; 

b) bei den künftigen Beratungen eine Zusam- 
menstellung aller auf den westeuropäischen 
Eisenbahnen gewährten Vergünstigungen für 
Kriegsversehrte zu Rate zu ziehen, die die 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
demnächst varlegen wird. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Der Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmelde wesen 

Dr. Bleiß Haage 

Vorsitzender Berichterstatter 
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